
IV 

(Vor dem 1. Dezember 2009 in Anwendung des EGV, des EUV und des Euratom-Vertrags angenommene Rechtsakte) 

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 28. Oktober 2009 

über die Beihilfen gemäß Artikel 99 Absatz 2 Buchstabe a (für den Agrarsektor) und Artikel 124 
Absätze 1 und 2 (geändert) des Gesetzes der Region Sizilien Nr. 32 vom 23. Dezember 2000 mit 
Bestimmungen zur Durchführung des ROP 2000-2006 und zur Änderung der Beihilferegelungen für 

Unternehmen (Beihilfe C 21/04 — ex N 590/B/01) 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 8064) 

(Nur der italienische Text ist verbindlich) 

(2010/155/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 
Unterabsatz 1, 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß dem 
vorgenannten Artikel und unter Berücksichtigung ihrer Stellung­
nahme, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

I. VERFAHREN 

(1) Gemäß Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag meldete die Stän­
dige Vertretung Italiens bei der Europäischen Union mit 
Schreiben vom 28. August 2001, eingegangen am 
29. August 2001, bei der Kommission die Artikel 99, 
107, 110, 111, 112, 120, 122, 123, 124 und 
Artikel 135 Absätze 3 und 4 des Gesetzes der Region 
Sizilien Nr. 32 vom 23. Dezember 2000 an, das Bestim­
mungen zur Durchführung des ROP 2000-2006 und zur 
Änderung der Beihilferegelungen für Unternehmen ent­
hält (im Folgenden: „das Gesetz Nr. 32/2000“). 

(2) Mit Schreiben vom 17. Mai 2002, eingegangen am 
21. Mai 2002, und vom 10. Oktober 2002, eingegangen 
am 11. Oktober 2002, übermittelte die Ständige Vertre­
tung Italiens bei der Europäischen Union der Kommis­
sion die ergänzenden Informationen, um die die italie­
nischen Behörden mit Schreiben vom 24. Oktober 2001 
und vom 18. Juli 2002 gebeten worden waren. 

(3) In dem Schreiben vom 10. Oktober 2002 erteilten die 
italienischen Behörden in Anbetracht der Dringlichkeit 
der in Artikel 123 des Gesetzes Nr. 32/2000 vorgesehe­
nen Beihilfe ergänzende Auskünfte lediglich über diese 
Beihilfe. 

(4) Die Beihilfe gemäß Artikel 123 des Gesetzes Nr. 32/2000 
wurde von den anderen in den angemeldeten Artikeln 
genannten Beihilfen abgetrennt und im Rahmen der Bei­
hilfe N 590/A/01 ( 1 ) als mit dem Gemeinsamen Markt 
vereinbar erklärt. 

(5) Da sich das Schreiben der italienischen Behörden vom 
10. Oktober 2002 lediglich auf Artikel 123 des betref­
fenden Regionalgesetzes bezog, übermittelten die Dienst­
stellen der Kommission diesen Behörden mit Schreiben 
vom 11. Februar 2003 ein Erinnerungsschreiben und 
baten sie, die übrigen in dem Schreiben vom 18. Juli 
2002 aufgezählten Fragen zu beantworten. 

(6) Mit Schreiben vom 5. März 2003, eingegangen am 
6. März 2003, teilte die Ständige Vertretung Italiens bei 
der Europäischen Union der Kommission die Antwort 
der italienischen Behörden auf die in dem Schreiben 
vom 18. Juli 2002 gestellten Fragen mit. 

(7) Nachdem sie diese Antwort geprüft hatten, ersuchten die 
Dienststellen der Kommission die italienischen Behörden 
mit Schreiben vom 2. Mai 2003 um weitere Auskünfte. 

(8) Die Ständige Vertretung Italiens bei der Europäischen 
Union übermittelte der Kommission mit Schreiben vom 
13. August 2003, eingegangen am 18. August 2003, die 
Antwort der italienischen Behörden auf das Schreiben 
vom 2. Mai 2003. Darin kündigten die italienischen Be­
hörden die Rücknahme von Artikel 111 des Gesetzes 
Nr. 32/2000 an und ersuchten die Kommission, für be­
stimmte Artikel des Gesetzes eine gesonderte Entschei­
dung zu erlassen. 

(9) Mit Schreiben vom 1. Oktober 2003 teilten die Kommis­
sionsdienststellen den italienischen Behörden mit, dass 
eine Entscheidung über die gesamte sache (Beihilfe 
N 590/B/01) ergehen würde, und baten sie um nähere 
Angaben zu einem der Artikel des Gesetzes Nr. 32/2000.
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(10) Die Ständige Vertretung Italiens bei der Europäischen 
Union übermittelte der Kommission mit Schreiben vom 
7. Januar 2004, eingegangen am 14. Januar 2004, die 
Antwort der italienischen Behörden auf das Schreiben 
vom 1. Oktober 2003. 

(11) Mit Schreiben vom 10. März 2004 ersuchte die Kommis­
sion die italienischen Behörden offiziell um zusätzliche 
Informationen, um die bereits bei informellen Kontakten 
gebeten worden war. 

(12) Die italienischen Behörden übermittelten diese Zusatz­
informationen mit Schreiben vom 20. April 2004, einge­
gangen am 21. April 2004, und vom 24. Mai 2004, 
eingegangen am 25. Mai 2004. 

(13) Mit Schreiben vom 21. Juni 2004 ( 1 ) und vom 
10. September 2004 (mit dem das genannte Schreiben 
berichtigt wurde, nachdem die italienischen Behörden in 
einem von der Ständigen Vertretung Italiens bei der Eu­
ropäischen Union am 7. Juli 2004 übermittelten und am 
12. Juli 2004 eingegangenen Schreiben eine Stellung­
nahme abgegeben hatten) ( 2 ) hat die Kommission den 
italienischen Behörden ihren Beschluss mitgeteilt, keine 
Einwände gegen Artikel 99 Absatz 2 Buchstabe b (für 
den Agrarsektor) und die Artikel 107, 110 ( 3 ), 112, 120, 
122 und 135 des Gesetzes Nr. 32/2000 zu erheben und 
bezüglich der Beihilfen gemäß Artikel 99 Absatz 2 Buch­
stabe a (für den Agrarsektor) und Artikel 124 Absätze 1 
und 2 (für bestimmte Erzeugergemeinschaften) des Ge­
setzes ( 4 ) das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG- 
Vertrag einzuleiten. 

(14) Der Beschluss über die Einleitung des Verfahrens wurde 
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht ( 5 ). Die 
Kommission hat die Beteiligten zur Äußerung zu der 
betreffenden Beihilferegelung aufgefordert. 

(15) Die Kommission hat keine diesbezüglichen Stellungnah­
men von Beteiligten erhalten. 

II. BESCHREIBUNG 

(16) Artikel 99 Absatz 2 Buchstabe a des Gesetzes Nr. 
32/2000 sieht Zuschüsse für Kreditgenossenschaften 
(consorzi fidi) ersten und zweiten Grades (d. h. Kreditge­
nossenschaften und deren Verbände) zur Einrichtung 
oder Aufstockung von Risikofonds für Garantieleistungen 
vor, die den Erhalt von Darlehen bei Kreditinstituten, 

Leasinggesellschaften, Kreditübernahmegesellschaften und 
bankähnlichen Einrichtungen erleichtern sollen ( 6 ). 

(17) Diese Zuschüsse, die nicht mit anderen, ähnlichen Zwe­
cken dienenden Regelungen kumulierbar sind und aus 
dem Finanzrahmen von 20 000 000 EUR finanziert wer­
den, der für die in Artikel 99 genannten Maßnahmen 
insgesamt bestimmt ist, werden Kreditgenossenschaften 
gewährt, die einen entsprechenden Antrag stellen. Sie 
dürfen nicht höher sein als der von den Mitgliedern 
und fördernden Körperschaften der Konsortien gezeich­
nete Gesamtbetrag. 

(18) Die Garantien im eigentlichen Sinne sollen den Empfän­
gern den Kreditzugang erleichtern (da ca. 70 % der sizilia­
nischen Agrarbetriebe kleine Unternehmen sind, könnten 
einige von ihnen nicht in der Lage sein, die notwendigen 
Kreditsicherheiten zu stellen oder eine Bürgschaft zu er­
halten). Sie weisen die folgenden Merkmale auf: 

— Das Bruttosubventionsäquivalent wird nach der Me­
thode berechnet, die in Randnummer 3.2 zweiter 
Gedankenstrich der Mitteilung der Kommission über 
die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag 
auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungsver­
pflichtungen und Bürgschaften beschrieben ist ( 7 ), 

— sie dürfen im Einklang mit den Randnummern 3.3 
und 3.4 dieser Mitteilung höchstens 80 % des Kredit­
betrags decken, 

— sie müssen für Maßnahmen, die hinsichtlich ihrer 
Merkmale (Beihilfesatz, Empfänger und Ziele) den Be­
stimmungen des Gemeinschaftsrahmens für staatliche 
Beihilfen im Agrarsektor entsprechen ( 8 ), und dürfen 
gemäß Randnummer 3.5 und 5.2 der genannten Mit­
teilung nur zahlungsfähigen Unternehmen, die sich in 
einer guten Finanzposition befinden, gewährt werden, 

— sie dürfen nur Darlehen betreffen, die im Rahmen 
und zu den Bedingungen der von der Kommission 
genehmigten Regelungen ausgereicht werden, 

— ihre Inanspruchnahme hängt davon ab, dass gegen 
zahlungsunfähige Schuldner die vorgesehenen Ge­
richtsverfahren stattfinden (Konkurserklärung des be­
günstigten Unternehmens usw.), 

— sie können auch von Nichtmitgliedern in Anspruch 
genommen werden (die Mitgliedschaft in den Genos­
senschaften steht ausnahmslos allen Unternehmen 
des Agrarsektors offen) ( 9 ).
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( 1 ) Schreiben SG-Greffe (2004) D/202440 vom 21.6.2004. 
( 2 ) Schreiben SG-Greffe (2004) D/203974 vom 10.9.2004. 
( 3 ) Die Entscheidung enthält allerdings auch Empfehlungen, die diesen 

Artikel betreffen. 
( 4 ) Absatz 3 von Artikel 124 des Gesetzes Nr. 32/2000 enthielt eben­

falls eine Beihilfemaßnahme, doch die Kommission stellte fest, dass 
es sich hierbei um eine nationale Beihilfe handelte, die durch eine 
Verordnung über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisa­
tion ausdrücklich genehmigt wurde und demzufolge nicht mehr 
geprüft werden musste. 

( 5 ) ABl. C 52 vom 2.3.2005, S. 23. 

( 6 ) Diese Bestimmungen gelten sowohl für den Agrar- als auch für den 
Fischereisektor. Der Beschluss zur Einleitung des Verfahrens nach 
Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag und diese Entscheidung beziehen 
sich nur auf den Agrarsektor, weil das Fischereidezernat Siziliens in 
dem in Randnummer 12 erwähnten Schreiben vom 24. Mai 2005 
mitgeteilt hatte, dass später eine gesonderte Anmeldung für den 
Fischersektor erfolgen würde. 

( 7 ) ABl. C 71 vom 11.3.2000, S. 14. 
( 8 ) ABl. C 232 vom 12.8.2000, S. 17. 
( 9 ) Diese Kriterien sind zwar nicht in Artikel 99 enthalten, wurden aber 

von den italienischen Behörden mit den ergänzenden Informationen 
mitgeteilt.



(19) In Artikel 124 Absätze 1 und 2 des Gesetzes 
Nr. 32/2000 sind Startbeihilfen für Erzeugergemeinschaf­
ten vorgesehen, die gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 des Rates vom 18. Mai 1972 über eine 
gemeinsame Marktorganisation für Obst und Gemüse ( 1 ) 
anerkannt wurden. Diese über einen Zeitraum von fünf 
Jahren gewährten Beihilfen decken die Kosten der betref­
fenden Erzeugergemeinschaft im ersten Betriebsjahr zu 
100 % und müssen in den Folgejahren um jährlich 
20 % gesenkt werden, sodass sie am Ende der Laufzeit 
bei Null liegen. Außerdem dürfen nach dem fünften Be­
triebsjahr bzw. nach dem siebten Jahr nach der Anerken­
nung der Erzeugergemeinschaft keine Beihilfen gezahlt 
werden. Die Beihilfen werden aus dem Finanzrahmen 
von 3 615 198 EUR finanziert, der für die in 
Artikel 124 verankerten Maßnahmen insgesamt vorgese­
hen ist. 

(20) Mit Schreiben vom 13. August 2003 teilten die italie­
nischen Behörden mit, dass sie das Gesetz ändern woll­
ten, um die Modalitäten für die Gewährung der Beihilfen 
an die Bestimmungen der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 anzupassen. Sie wiesen außerdem darauf 
hin, dass nur die folgenden Erzeugergemeinschaften für 
die Beihilfe in Betracht kommen würden: 

— ASPROSUD in Messina, anerkannt am 13. März 
1992, für das vierte und fünfte Jahr nach der Aner­
kennung (1995 und 1996), 

— Sicilia Verde in Bagheria, anerkannt am 8. Juli 1993, 
für das dritte, vierte und fünfte Jahr nach der Aner­
kennung (1996, 1997 und 1998), 

— AGRISUD in Vittoria, anerkannt am 15. November 
1994, für das zweite, dritte, vierte und fünfte Jahr 
nach der Anerkennung (1996, 1997, 1998 und 
1999), 

— APRO FRUS in Capo d’Orlando, anerkannt am 
23. November 1990, für das vierte und fünfte Jahr 
nach der Anerkennung (1994-1995 und 1995- 
1996). 

III. EINLEITUNG DES VERFAHRENS NACH ARTIKEL 88 
ABSATZ 2 EG-VERTRAG 

(21) Die Kommission hat wegen der in Artikel 99 Absatz 2 
Buchstabe a und Artikel 124 Absätze 1 und 2 des Ge­
setzes Nr. 32/2000 genannten Beihilfen (im ersten Fall 
für den Agrarsektor und im zweiten Fall für die Erzeuger­
gemeinschaften ASPROSUD, Sicilia Verde und APRO 
FRUS) das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Ver­
trag eingeleitet, weil sie Zweifel an deren Vereinbarkeit 
mit dem Gemeinsamen Markt hatte. 

(22) In Bezug auf die in Artikel 99 Absatz 2 Buchstabe a des 
Gesetzes Nr. 32/2000 vorgesehenen Beihilfen für den 
Agrarsektor ist festzustellen, dass die Gewährung einer 

Garantie vom Grundsatz her ein Darlehen voraussetzt; 
die von den italienischen Behörden auf Ersuchen der 
Kommissionsdienststellen übermittelte Liste der für eine 
Garantie infrage kommenden Regelungen enthielt jedoch 
einige Maßnahmen, die sich angesichts ihres Gegenstands 
nur schwer mit einem Darlehen finanzieren ließen (so 
lassen sich Beihilfen zur Deckung von Versicherungsprä­
mien im Agrarsektor kaum in Form eines Darlehens leis­
ten). 

(23) Ein anderer Aspekt, aufgrund dessen die Kommission 
Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit der in 
Artikel 99 Absatz 2 Buchstabe a des Gesetzes 
Nr. 32/2000 vorgesehenen Beihilfen mit dem Gemein­
samen Markt hegte, ist die Möglichkeit, sie in Verbindung 
mit der Anwendung der Maßnahmen zu gewähren, die in 
Artikel 124 Absätze 1 und 2 des Gesetzes vorgesehen 
sind. Die Kommission konnte nicht umhin, an ihrer Ver­
einbarkeit zu zweifeln, da auch Vorbehalte gegen die 
Zulässigkeit der in Artikel 124 Absätze 1 und 2 des 
Gesetzes angeführten Beihilfen bestanden. 

(24) Schließlich lagen der Kommission keine Angaben darüber 
vor, wie sich die italienischen Behörden vergewissern 
wollten, dass die Kumulierung des möglichen Beihilfeele­
ments der Garantien mit den Beihilfen, für die diese Ga­
rantien gelten, nicht zu einer Überschreitung der für die 
betreffenden Beihilfen zulässigen Höchstsätze führt. 

(25) Bezüglich der in Artikel 124 Absätze 1 und 2 des Ge­
setzes Nr. 32/2000 vorgesehenen Beihilfen hatten die 
italienischen Behörden erklärt, sie wären ausschließlich 
dafür bestimmt, den Zahlungsrückstand bei Beihilfen 
für die nach der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 aner­
kannten Erzeugergemeinschaften zu begleichen. Diese 
Zuschüsse hätten bereits ausgezahlt werden müssen, 
was jedoch nicht geschehen sei, da der EAGFL die finan­
zielle Deckung der von Italien eingegangenen Verpflich­
tungen nicht gewährleistet habe. 

(26) Die italienischen Behörden hatten hinzugefügt, dass nur 
Unternehmen für die Beihilfen infrage kämen, die vor 
dem 21. November 1996 (Datum des Inkrafttretens der 
Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom 
28. Oktober 1996 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Obst und Gemüse ( 2 ), durch die die Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 ersetzt wurde) einen Beihilfe­
anspruch erworben hätten und deren Anspruch nicht 
verfallen wäre. 

(27) Bei der Prüfung der Unterlagen konnte die Kommission 
feststellen, dass gemäß Artikel 53 der Verordnung (EG) 
Nr. 2200/96 die Ansprüche, die die Erzeugerorganisatio­
nen vor Inkrafttreten dieser Verordnung gemäß
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Artikel 14 und Titel IIa der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 erworben hatten, bis zur vollständigen Aus­
schöpfung aufrechterhalten wurden. Sofern alle Bedin­
gungen nach Artikel 14 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 erfüllt wären, würden die eventuell auf­
grund dieses Artikels gewährten einzelstaatlichen Beihil­
fen ipso iure mit den Vorschriften der gemeinsamen 
Marktorganisation für Obst und Gemüse vereinbar sein 
und nicht nach den für staatliche Beihilfen geltenden 
Vorschriften geprüft werden müssen ( 1 ). 

(28) Aufgrund dieser Erwägungen hatten sich die italienischen 
Behörden verpflichtet, die Modalitäten für die Gewährung 
der Beihilfen zu ändern, um sie an die Bestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 anzupassen (siehe Rand­
nummern 19 und 20). Anhand der von den italienischen 
Behörden vorgelegten Liste hatte die Kommission jedoch 
festgestellt, dass die vorgesehene Beihilfe an die in Rand­
nummer 21 genannten Erzeugergemeinschaften weit 
nach der Frist von sieben Jahren nach deren Anerken­
nung gezahlt worden sein dürfte. Demzufolge wären 
nicht mehr alle Voraussetzungen von Artikel 14 der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 1035/72 erfüllt gewesen (denn eine 
davon besagt, dass die Beihilfen in den ersten fünf Be­
triebsjahren und bis zum siebten Jahr nach der Anerken­
nung gezahlt werden müssen), so dass die Beihilfen nach 
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag hätten geprüft werden 
müssen. 

(29) Im Rahmen dieser Prüfung stellte die Kommission auf­
grund von Artikel 87 und 88 EG-Vertrag Folgendes fest: 
Da die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 durch die Ver­
ordnung (EG) Nr. 2200/96 aufgehoben worden war, 
hätte die Gewährung einer Beihilfe auf der Grundlage 
einer nicht mehr geltenden Regelung an Organisationen, 
deren Ansprüche verfallen waren (weshalb Artikel 53 der 
in Randnummer 27 erwähnten Verordnung (EG) 
Nr. 2200/96 nicht anwendbar war), die Anwendung 
der mit der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 eingeführten 
gemeinsamen Marktorganisation für Obst und Gemüse 
beeinträchtigt. Gemäß Ziffer 3.2 des Gemeinschaftsrah­
mens für staatliche Beihilfen im Agrarsektor darf die 
Kommission unter keinen Umständen ein Beihilfevor­
haben genehmigen, das mit den Vorschriften einer ge­
meinsamen Marktorganisation unvereinbar ist oder das 
ordnungsgemäße Funktionieren derselben beeinträchtigen 
würde. 

(30) Demzufolge konnte die Kommission nicht umhin, an der 
Vereinbarkeit der vorgesehenen Beihilfen mit dem Ge­
meinsamen Markt zu zweifeln. 

(31) Diese Zweifel wurden verstärkt durch die Tatsache, dass 
eine unter den beschriebenen Umständen gewährte Bei­
hilfe eine rückwirkende Beihilfe dargestellt hätte. Rück­
wirkend gewährte Beihilfen sind gemäß Ziffer 3.6 des 
Gemeinschaftsrahmens für staatliche Beihilfen im Agrar­
sektor ausdrücklich untersagt, da sie nicht das erforderli­
che Anreizelement enthalten, das jede Beihilfe im Agrar­
sektor (mit Ausnahme von Ausgleichsbeihilfen) enthalten 
muss. 

(32) Die Kommission zweifelte schließlich auch an der Fun­
diertheit des Arguments, der EAGFL hätte nicht die fi­
nanzielle Deckung der von Italien eingegangenen Ver­
pflichtungen gewährleistet, denn bei Kofinanzierung der 
Gründung von Erzeugerorganisationen durch den EAGFL 
wird ein Teil der im Rahmen der gemeinsamen Markt­
organisation genehmigten Beihilfe automatisch vom 
EAGFL erstattet. 

IV. BEMERKUNGEN DER ITALIENISCHEN BEHÖRDEN 

(33) Mit Schreiben vom 26. August 2004, eingegangen am 
30. August 2004, vom 24. November 2004, eingegan­
gen am 26. November 2004, und vom 26. Oktober 
2005, eingegangen am 28. Oktober 2005, teilte die Stän­
dige Vertretung Italiens bei der Europäischen Union der 
Kommission die Antwort der italienischen Behörden auf 
die Einleitung des Verfahrens nach Artikel 88 Absatz 2 
EG-Vertrag wegen der Beihilfen mit, die in Artikel 99 
Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 124 Absätze 1 und 
2 des Gesetzes Nr. 32/2000 vorgesehen waren (im ersten 
Fall für den Agrarsektor und im zweiten Fall für die 
Erzeugergemeinschaften ASPROSUD, Sicilia Verde und 
APRO FRUS). 

(34) In dem Schreiben vom 26. August 2004 übermittelten 
die italienischen Behörden die folgenden Anliegen und 
Bemerkungen zu den Beihilfen gemäß Artikel 99 Absatz 
2 Buchstabe a des Gesetzes Nr. 32/2000: 

— Sie baten darum, einige Regelungen aus der in Rand­
nummer 22 erwähnten Liste zu streichen, weil sie 
festgestellt hatten, dass sie wirklich nicht mit Darle­
hen finanziert werden konnten, 

— sie wiesen darauf hin, dass sich die Garantie für die 
noch in dieser Liste verbleibenden Regelungen im 
Falle bereits genehmigter und finanzierter Regelungen 
lediglich auf den privat finanzierten Teil der Investi­
tionen, und im Falle bereits genehmigter, aber noch 
nicht finanzierter Regelungen auf den zulässigen Ge­
samtbetrag beziehe; keinesfalls dürfe das Bruttosub­
ventionsäquivalent der Garantie den durch die jewei­
lige Regelung vorgeschriebenen Beihilfehöchstsatz 
übersteigen (es sei eine Kontrolle an einer Stichprobe 
von mindestens 5 % der von den Empfängern ver­
langten Eigenerklärungen vorgesehen), 

— sie bestätigten, dass sie die Durchführungsbestim­
mungen zu Artikel 99 Absatz 2 Buchstabe a des 
Gesetzes Nr. 32/2000 erlassen hätten und dass diese 
die vorgenannte Liste enthielten.

DE 12.3.2010 Amtsblatt der Europäischen Union L 63/27 

( 1 ) Dieser Ansatz wurde bereits bei den Beihilfen zugrunde gelegt, die 
auf nationaler Ebene gemäß Artikel 14 der Verordnung (EWG) Nr. 
1035/72 des Rates vorgesehen waren — siehe Beihilfe N 157/2000, 
abgeschlossen mit Schreiben SG(2001) D/288558 vom 16.5.2001).



(35) In demselben Schreiben teilten die italienischen Behörden 
die folgenden Bemerkungen zu den Beihilfen mit, die 
gemäß Artikel 124 Absätze 1 und 2 des Gesetzes 
Nr. 32/2000 für die in Randnummer 21 genannten 
drei Erzeugergemeinschaften vorgesehen waren: 

— Sie betonten, ihres Erachtens müsse die Kommission 
den Standpunkt, den sie im Rahmen der Beihilfe 
N 157/2000 vertreten hatte, auch im vorliegenden 
Fall beachten, und die für die drei genannten Erzeu­
gergemeinschaften vorgesehenen Beihilfen müssten 
nicht auf der Grundlage von Artikel 87 und 88 
EG-Vertrag geprüft werden, 

— sie beriefen sich auf Artikel 53 der Verordnung (EG) 
Nr. 2200/96, wonach die von den Erzeugerorganisa­
tionen erworbenen Ansprüche bis zur vollständigen 
Ausschöpfung (und somit bis zur Endabrechnung des 
Zuschusses) aufrechterhalten werden; sie hoben her­
vor, dass der Anspruch zum Zeitpunkt der regulären 
Antragstellung der Organisation entsteht und dass im 
vorliegenden Fall alle Anträge innerhalb des Sieben­
jahreszeitraums ab Anerkennung eingereicht wurden; 
dieser Anspruch dürfe nicht dadurch beeinträchtigt 
werden, dass die öffentlichen Verwaltungen generell 
bei der Suche nach Mitteln für die Auszahlung der 
Beihilfen in Verzug geraten seien, 

— sie bestätigten die Änderung des in Randnummer 20 
erwähnten Gesetzes Nr. 32/2000. 

(36) Mit einem am 24. November 2004 eingegangenen 
Schreiben übermittelten die italienischen Behörden eine 
Kopie von Artikel 12 des Regionalgesetzes Nr. 15 vom 
5. November 2004 (im Folgenden: „das Gesetz 
Nr. 15/2004“), mit dem u. a. die Artikel 99 und 124 
des Gesetzes Nr. 32/2000 geändert wurden. 

(37) Was Artikel 99 des Gesetzes Nr. 32/2000 anbelangt, so 
wurde mit Artikel 12 Nummer 2 und 4 des Gesetzes 
Nr. 15/2004 die Zahl der für die vorgesehenen Maßnah­
men infrage kommenden Begünstigten um nicht ange­
schlossene Unternehmen, die die mit der Garantieleistung 
verbundenen Verwaltungskosten übernehmen, erweitert; 
außerdem wurde der Höchstbetrag, der im Zeitraum 
2000-2006 für die in dem Artikel vorgesehenen Maß­
nahmen bestimmt ist, auf 20 Mio. EUR festgesetzt. 

(38) Was Artikel 124 des Gesetzes Nr. 32/2000 betrifft, so 
wurde mit Artikel 12 Nummer 8 des Gesetzes 
Nr. 15/2004 ein neuer Absatz 2 eingeführt; er ersetzt 
die oben in Randnummer 19 beschriebenen Beihilfemo­
dalitäten durch andere Modalitäten, die mit denen in 
Artikel 14 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 in Ein­
klang stehen. 

(39) Dieser neue, zu Artikel 124 des Gesetzes Nr. 32/2000 
hinzugefügte Absatz 2 trat an die Stelle des alten Absat­
zes, zu dessen Änderung sich die italienischen Behörden 
verpflichtet hatten (siehe Randnummer 20). Er hat fol­
genden Wortlaut: 

„Der Höchstbetrag dieser Beihilfen liegt gemäß Artikel 14 
der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 im ersten Jahr bei 5 

v. H., im zweiten Jahr bei 5 v. H., im dritten bei 4 v. H., 
im vierten bei 3 v. H. und im fünften Jahr bei 2 v. H. des 
Wertes der von der Tätigkeit der Erzeugerorganisation 
erfassten vermarkteten Erzeugung. Der Beihilfebetrag 
darf die tatsächlichen Gründungs- und Verwaltungskos­
ten der Erzeugerorganisation nicht übersteigen. Es dürfen 
keine Beihilfen für Ausgaben gewährt werden, die nach 
dem fünften Betriebsjahr bzw. nach dem siebten Jahr 
nach der Anerkennung bestritten werden.“ 

(40) In dem am 26. Oktober 2005 eingegangenen Schreiben 
teilten die italienischen Behörden mit, dass Artikel 99 
Absatz 2 Buchstabe a des Gesetzes Nr. 32/2000 durch 
Artikel 23 des Regionalgesetzes Nr. 11 vom 
21. September 2005 aufgehoben worden sei; ferner kün­
digten sie an, die diesbezügliche Anmeldung zurück­
zuziehen. 

V. WÜRDIGUNG 

(41) Gemäß Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag sind staatliche 
oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich 
welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Un­
ternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb ver­
fälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Gemein­
samen Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwi­
schen Mitgliedstaaten beeinträchtigen. 

(42) Die im vorliegenden Fall untersuchten Maßnahmen ent­
sprechen dieser Definition insoweit, als sie aus staatlichen 
Mitteln finanziert werden, bestimmte Produktionszweige 
begünstigen (z. B. den Sektor Obst und Gemüse) und in 
Anbetracht der Position Italiens auf dem einschlägigen 
Markt den Handel beeinträchtigen können (2005 hatte 
Italien 11,443 Mio. Tonnen Obst — ohne Zitrusfrüchte 
— erzeugt, womit es der größte Obsterzeuger der Union 
war). 

(43) Abweichend davon können allerdings in den in 
Artikel 87 Absätze 2 und 3 EG-Vertrag vorgesehenen 
Fällen bestimmte Maßnahmen als mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar angesehen werden. 

(44) Unter Berücksichtigung der oben beschriebenen Maßnah­
men kann im vorliegenden Fall nur die Ausnahme gemäß 
Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c EG-Vertrag geltend ge­
macht werden: Demnach können Beihilfen zur Förderung 
der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirt­
schaftsgebiete, soweit sie die Handelsbedingungen nicht 
in einer Weise verändern, die dem gemeinsamen Interesse 
zuwiderläuft, als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar 
angesehen werden. 

(45) Die Kommission stellt zunächst fest, dass Artikel 99 Ab­
satz 2 Buchstabe a des Gesetzes Nr. 32/2000 aufgehoben 
wurde, ohne angewandt worden zu sein (in Anbetracht 
der aufschiebenden Wirkung im Zusammenhang mit der 
Einleitung des Verfahrens nach Artikel 88 Absatz 2 EG- 
Vertrag), und dass die italienischen Behörden die diesbe­
zügliche Anmeldung zurückgezogen haben. Somit erüb­
rigt es sich, die Anwendbarkeit der Ausnahmebestim­
mungen von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c EG-Vertrag 
zu prüfen.
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(46) Zu den Beihilfen gemäß Artikel 124 Absätze 1 und 2 des 
Gesetzes Nr. 32/2000 stellt die Kommission fest, dass die 
Beihilfemodalitäten durch den neuen Absatz 2 von 
Artikel 124 des Gesetzes Nr. 32/2000, eingeführt durch 
Artikel 12 des Gesetzes Nr. 15/2004, an die Bestimmun­
gen der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 angepasst wur­
den; diese wurde durch Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3284/83 des Rates vom 14. November 1983 zur 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 über 
eine gemeinsame Marktorganisation für Obst und Ge­
müse ( 1 ) geändert. 

(47) Zum Zeitpunkt des Erlasses dieses Gesetzes wurden die 
Beihilfen für Erzeugerorganisationen durch die Verord­
nung (EG) Nr. 2200/96 geregelt. 

(48) Wie in Randnummer 27 angeführt, werden gemäß 
Artikel 53 der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 die Ansprü­
che, die von den Erzeugerorganisationen vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung gemäß Artikel 14 und Titel IIa der 
Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 erworben wurden, bis 
zur vollständigen Ausschöpfung aufrechterhalten. Voraus­
setzung hierfür ist, dass alle Bedingungen des vorerwähn­
ten Artikels 14 erfüllt sind. 

(49) Die Bestimmungen des neuen Absatzes 2 von 
Artikel 124 des Gesetzes Nr. 32/2000, der mit 
Artikel 12 des Gesetzes Nr. 15/2004 eingeführt wurde, 
zeigen, dass die Bedingungen des vorgenannten Artikels 
14 erfüllt sind; sie stellen faktisch sicher, dass jede Er­
zeugerorganisation, die diese Bedingungen nicht erfüllt, 
von der Beihilfe ausgeschlossen wird. Da gemäß der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 1035/72 die Vorschriften für staat­
liche Beihilfen nur innerhalb der vom Rat vorgegebenen 
Grenzen galten und die Verordnung selbst in Artikel 14 
eine unmittelbar anwendbare Bestimmung enthielt, die 
unter bestimmten — inzwischen erfüllten — Vorausset­
zungen zur Gewährung nationalen Beihilfen ermächtigte, 
müssen die fraglichen nationalen Beihilfen nicht mehr 
nach den geltenden Vorschriften für staatliche Beihilfen 
geprüft werden. 

(50) Folglich sind auch die übrigen Bedenken, die die Kom­
mission anlässlich der Einleitung des Verfahrens geäußert 
hatte, gegenstandslos geworden. 

VI. SCHLUSSFOLGERUNG 

(51) Da Artikel 99 Absatz 2 Buchstabe a des Gesetzes Nr. 
32/2000 aufgehoben wurde, muss die Kommission nicht 

über die Vereinbarkeit der darin vorgesehenen Beihilfen 
mit dem Gemeinsamen Markt entscheiden. Das bezüglich 
dieser Bestimmungen eingeleitete Verfahren wurde gegen­
standslos und kann folglich eingestellt werden. 

(52) Mit Artikel 124 Absatz 2 des Regionalgesetzes 
Nr. 32/2000, geändert durch Artikel 12 des Gesetzes 
Nr. 15/2004, wurden die für die Erzeugergemeinschaften 
vorgesehenen Beihilfen mit Artikel 14 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 in Einklang gebracht; daher werden 
diese Beihilfen automatisch als mit den Vorschriften der 
gemeinsamen Marktorganisation vereinbar angesehen 
und müssen nicht mehr nach den für staatliche Beihilfen 
geltenden Vorschriften geprüft werden. Das diesbezüglich 
eingeleitete Verfahren ist somit gegenstandslos geworden 
und kann ebenfalls eingestellt werden — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag, das bezüg­
lich der Beihilfen gemäß Artikel 99 Absatz 2 Buchstabe a (für 
den Agrarsektor) des Gesetzes der Region Sizilien Nr. 32 vom 
23. Dezember 2000 eingeleitet wurde, ist, nachdem Italien die 
Anmeldung zurückgezogen hat, gegenstandslos geworden und 
wird daher eingestellt. 

Artikel 2 

Das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag, das bezüg­
lich der Beihilfen gemäß Artikel 124 Absätze 1 und 2 (geändert) 
des Gesetzes der Region Sizilien Nr. 32 vom 23. Dezember 
2000 eingeleitet wurde, ist gegenstandslos geworden und wird 
daher eingestellt. 

Artikel 3 

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik gerichtet. 

Brüssel, den 28. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Mariann FISCHER BOEL 
Mitglied der Kommission
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